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1. ENTWURFSBEGRÜNDUNG 

1.1 Planungsabsicht 

1.1.1 Ziele der Bauleitplanung 

Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Aus-
weisung neuer Baugrundstücke in der Gemeinde Glasau, um den Bedarf an örtlichen 
Bauplätzen zum Wohnen zu decken.   

  

1.1.2 Zwecke der Bauleitplanung 

In der Gemeinde Glasau besteht ein Bedarf an finanzierbaren Bauflächen für junge 
Familien, auf denen Wohngebäude errichtet werden können. Demgegenüber steht 
das Interesse der Gemeinde, die Einwohnerzahl zu sichern bzw. zu erhöhen. Eine 
gesunde Durchmischung der Bevölkerung ist erforderlich, um alle infrastrukturellen 
Einrichtungen, zu denen auch Schule und Kindergarten zählen, auch zukünftig an-
bieten zu können. 

 

 Gemäß dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2021 (LEP) können Ge-
meinden in den ländlichen Räumen 10% neue Wohnungen bauen, bezogen auf den 
Wohnungsbestand am 31.12.2020 und auf den Zeitraum bis zum Jahr 2036. 

 In der Begründung zum Landesentwicklungsplan 2021 unter B zu 3 steht: „Die Werte 
von 10 und 15 Prozent beziehen sich auf den Wohnungsbestand 31. Dezember 2020 
und den Zeitraum 2022 bis 2036.“ Folglich müssen danach wohl nicht die Neubauten 
von 2021 angerechnet werden. 

 Zudem sind Fertigstellungen erst ab dem Jahr 2022 wieder zu beachten.  

In der Gemeinde Glasau wurden am 31.12.2020 insgesamt 431 Wohnungen ermittelt. 
Somit beträgt der Entwicklungsspielraum der Gemeinde 43 Wohnungen. 

 

Die Bebauungspläne Nr. 2, 3, 4 und 5 sind bereits seit längerem vollständig bebaut. 
Weitere potenziell geeignete Flächen befinden sich in Privathand und stehen dem 
Markt nicht zur Verfügung. Somit kann der Bedarf zu diesem Zeitpunkt nicht gedeckt 
werden. 

 

Da die Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung hat, hat die Gemeinde 
im März 2014 eine Baulückenerfassung durchgeführt. Ziel war die Ermittlung der In-
nenentwicklungspotenziale und eine Klärung der Verfügbarkeiten. Der Bedarf kann 
laut Baulückenerfassung aus dem Jahr 2014 folgendermaßen gedeckt werden: 2 
Baulücken stehen zur Verfügung, 5 stehen mittelfristig zur Verfügung und 12 Flächen 
sind auch langfristig nicht verfügbar.  

Eine Überprüfung am 16.12.2020 ergab, dass heute nur real eine Baulücke zur Ver-
fügung steht, 3 stehen mittelfristig zur Verfügung und 15 Flächen sind auch langfristig 
nicht verfügbar.  
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Bild 1: Auszug Baulückenkataster von März 2014 

 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt zwei potentielle Bauflächen in Sarau dar. 
Eine befindet sich westlich der Dorfstraße bzw. südlich der Plöner Straße. Hier ist 
eine Verfügbarkeit gegeben. 

Eine weitere Fläche liegt östlich der Dorfstraße bzw. südlich des Sibliner Weges. Hier 
ist eine Verfügbarkeit gegeben.  

Aus diesem Grunde soll die bereits auf Ebene des Flächennutzungsplanes ermittelte 
Fläche einer gebietstypischen Bebauung zugeführt werden.  

Ein erster Entwurf ging von einer inneren Erschließung des Plangebietes aus. Da die 
Erschließungskosten jedoch so hoch sind, dass die Gemeinde keine Baugrundstücke 
zu ortsüblichen Preisen anbieten könnte, hat sich die Gemeinde entschlossen, eine 
Baustruktur zu schaffen, die einen geringstmöglichen Erschließungsaufwand erfor-
dert. 

 

Um dieses Ziel umzusetzen, wird ein städtebauliches Erfordernis für die Aufstellung 
einer Änderung des Flächennutzungsplanes gesehen. 

  

1.1.3 Alternativuntersuchung 

Wie bereits unter Punkt 1.1.2 erläutert, fehlt es an Nachverdichtungspotentialen im 
Innenbereich. Zudem hat der wirksame Flächennutzungsplan zwei potentielle Bau-
flächen in Sarau ermittelt, die für diesen Fall als Erweiterungsflächen in Frage 
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kommen. Die Fläche westlich der Dorfstraße bzw. südlich der Plöner Straße ist ver-
fügbar. Daher soll mit deren Bebauung begonnen werden. 

Da die weitergehenden Variantenuntersuchungen bereits auf Ebene des Baulücken-
katasters und des Flächennutzungsplanes stattfanden, kann von weiteren Varianten-
untersuchungen abgesehen werden. 

 

1.1.4 Dokumentation des bisherigen Planverfahrens 

Verfahrensstand nach Baugesetzbuch (BauGB) von 2017: 

Stand Planverfahren Gesetzesgrundlage Zeitraum 
x Aufstellungsbeschluss  § 5 BauGB 11.12.2023 
x frühzeitige Beteiligung der Bürger § 3 (1) BauGB 08.12.2025 – 

16.01.2025 
x frühzeitige Information der Gemeinden, TöB 

und Behörden 
§ 4 (1) BauGB ab dem 

08.12.2025 
 Auslegungsbeschluss   
 Öffentliche Auslegung § 3 (2) BauGB  
 Beteiligung TöB, Behörden und Gemeinden § 4 (2) und 2 (2) 

BauGB 
 

 Beschluss der Gemeindevertretung § 6 BauGB  

 

1.1.5 Wesentliche Auswirkungen der Bauleitplanung 

Die Planung bereitet im Norden eine Bebauung auf einer vorhandenen Grünfläche 
vor. Sie wird intensiv genutzt und ist von Bebauung stark vorbelastet. Daher hat sich 
hier keine umfangreiche geschützte Fauna und Flora entwickeln können. 

Allerdings befindet sich im südlichen Teil des Plangebietes ein Knick, der weitgehend 
zu erhalten ist. Die Planung bereitet drei Knickdurchbrüche von je 5 m vor. Die Ge-
nehmigungen auf Knickdurchbruch wurden für die gestellten 3 Anträge am 
21.12.2023 durch den Amtsvorsteher des Amtes Trave-Land (Az.; 550401.200000) 
erteilt. 

 

Im Plangebiet befindet sich eine künstlich angelegte Wasserfläche. Diese gilt nicht 
als Biotop. 

 

Es sind vor Ort keine weitergehenden Lebensräume von geschützten Tierarten be-
kannt. Relevant ist jedoch grundsätzlich § 44 BNatSchG, der das Töten untersagt. 
Daher erfolgt der Hinweis auf das Gesetz, welches besagt, wann Abholzungen oder 
Abrissarbeiten erfolgen sollten. 

Fazit: Eine wesentliche Verschlechterung der Umgebung ist durch diese Bauleitpla-
nung nicht erkennbar. 
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1.2 Einbindung in die Hierarchie des Planungssystems 

1.2.1 Raumordnung 

 Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2021 (LEP) kennzeichnet Sarau als 
ländlichen Raum und gleichzeitig als „Entwicklungsraum für Tourismus und Erho-
lung“. 

 Der Regionalplan I 1998 beinhaltet die gleichen Aussagen.  

 

1.2.2 Kommunale Planungen 

Der wirksame Flächennutzungsplan (siehe Bild 2) stellt den nordöstlichen Teil des 
Plangebietes als „Gemischte Baufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) dar, den mittleren Teil als „Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
BauNVO und die südwestliche Ecke als „Fläche für die Landwirtschaft“ nach § 5 Abs. 
2 Nr. 9a Baugesetzbuch (BauGB). Auf Grund der geringen Größe der „Fläche für die 
Landwirtschaft“ kann diese kaum als diese bewirtschaftet werden. Daher soll die ge-
samte Plangebietsfläche zukünftig als „Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
BauNVO dargestellt werden. 

Bild 2: Auszug Flächennutzungsplan  

  

Es gilt ein Landschaftsplan, dessen Aussagen übereinstimmend sind. 

 

 Im Parallelverfahren wird der Bebauungsplan Nr. 6 nach § 10 BauGB aufgestellt. 
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1.2.3 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Übernahmen 

In der unmittelbaren Umgebung grenzen keine geschützten Landschaftsbestandteile 
an. 

Bild 3: Gefunden unter https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thnatur-
schutz&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_ras-
ter_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=b1d2f8e9a116eff9c20936423d970649&E=599976.11&N=59901
42.65&zoom=10&layers=5eb2c7f2f893a8f041bc3dc1cb91c81d&catalogNodes=36,62,71,74,84,86,98,65&layers_vi-

sibility=f503f4677f18ccbccbefd6965837cd66 am 29.11.2025 um 15 Uhr  

 

 

 

Die Planung bereitet drei Knickdurchbrüche von je maximal 5 m vor. Der Ersatz dafür 
wird am neu geplanten Regenrückhaltebecken westlich des Plangebietes erfolgen, 
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welches im Generalentwässerungsplan -Mischwasser- der Gemeinde von Mai 2022 
festgestellt worden ist.  

  

Andere gesetzliche Vorschriften werden von der Planung nicht berührt. 

 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich 

1.3.1 Festsetzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Sarau, und zwar nördlich der Straße 
Hökerstieg, südlich der Plöner Straße, östlich der Enge Straße und westlich der Dorf-
straße. 

 

1.3.2 Bestandsaufnahme  

Im nördlichen und östlichen Bereich grenzen an das Plangebiet Wohn- und Gewer-
benutzungen. Diese sind ein- bis zweigeschossig. Zudem dominiert hier ein typische 
Mischstruktur, bestehend aus kleinen Einzel- und Doppelhäusern, aber auch größere 
Wohn- und Hallengebäude. Südlich des Plangebietes schließt sich eine typische 
Wohnstruktur an. Im Westen ist das Gebiet durch eine Gemeindestraße begrenzt, der 
sich landwirtschaftliche Fläche anschließt.  

Die Fläche wird nur noch als Grünland bewirtschaftet. 

Das Gelände fällt von Nordost nach Südwest ab. 

 Bild 4: Eigene Fotos vom 15.11.2015 

Blick von Ecke Enge Straße/Hökerstieg nach Nordosten 

Blick von Dorfstraße nach Westen 
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Blick von Ecke Plöner Straße/Dorfstraße nach Südwesten 

 

Blick auf den Hökerstieg Blick auf die Enge Straße 

  

 

1.3.3 Bodenbeschaffenheit 

Für das Plangebiet wurde am 22.09.2016 durch das Büro „Baukontor Dümcke GmbH“ 
aus Lübeck eine Bodenuntersuchung erstellt. Diese kam im Bereich des B-Plan-Ge-
bietes Nr. 6 in Glasau zu folgendem Ergebnis (siehe Anlage 1): 

 „Unterhalb von örtlich bis zu 2,0 m dicken humosen, überwiegend bindigen Auf-
füllungen stehen im gesamten B-Plan-Gebiet bindige Böden in Form von Ge-
schiebelehm und Geschiebemergel an. Zur Tiefe folgen örtlich Sande. 

 Grundwasser wurde als Stau-/Schichtenwasser in Tiefen ab 1,6 m unter OK 
Gelände eingemessen. Mit Stau- und Schichtenwasserbildungen ist im gesam-
ten überplanten Gebiet auf der jeweiligen Aushubebene zu rechnen.  

 Eine Flachgründung der geplanten Häuser ist möglich. Auffüllungen und even-
tuell anstehender aufgeweichter, bindiger Boden sind auszutauschen. Für die 
Fundamente kann ein Bemessungswert des Sohldruckwiderstandes von Q R,d 
≤ 210 kN/m² angesetzt werden. Höhere Werte sind möglich, wenn die Boden-
verhältnisse im Einzelfall überprüft und das Setzungsverhalten und die Grund-
bruchsicherheit nachgewiesen werden (Abschnitt 5.2). 

 Für Kellergeschosse sind im gesamten Bebauungsgebiet besondere Trocken-
haltungsmaßnahmen erforderlich (z.B. wasserdruckhaltende Wanne, s. Ab-
schnitt 5.2). 

 Der anstehende bindige Boden ist sehr frostempfindlich und praktisch wasser-
undurchlässig. 
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 Für die Verkehrsflächen ist inkl. einer Untergrundverbesserung ein frostsicherer 
Oberbau von D = 0,89 m (Belastungsklasse 1,0) entsprechend Abschnitt 5.3 
einzuplanen. 

 Der beim Aushub von Rohrgräben und Baugruben anfallende bindige Boden ist 
für den Wiedereinbau nicht geeignet und durch verdichteten Grubensand ent-
sprechend Abschnitt 5.4 zu ersetzen. 

 Eine Versickerung von Niederschlagswasser ist in dem Bebauungsgebiet auf-
grund der praktisch wasserundurchlässigen Böden nicht möglich (Abschnitt 
5.5).“ 

 Weiterhin wurde durch die Hanseatische Umwelt-Kontor GmbH am 15.05.2018 (Pro-
jektnummer 2018048) eine Oberbodenbeprobung erstellt und ein weiteres Gutachten 
durch den Sachverständigen Ring Bad Schwartau vom 11.07.2019 (Gutachtennum-
mer 1905119). Beide Gutachten konnten keine Gefährdungen durch schädliche Bo-
denveränderungen nach dem BBodSchG feststellen (siehe Punkt 5.2). 

Somit ist das Plangebiet grundsätzlich bebaubar. 

 

 

2. BEGRÜNDUNG DER PLANUNG 

2.1 Begründung der geplanten städtebaulichen Darstellungen 

Wie dem Bild 2 zu entnehmen ist, sichert der Flächennutzungsplan den nordöstlichen 
Teil des Plangebietes als „Gemischte Baufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO, den 
mittleren Teil als „Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO und die südwestli-
che Ecke als „Fläche für die Landwirtschaft“ nach § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB. Auf Grund 
der geringen Größe der „Fläche für die Landwirtschaft“ kann diese kaum als diese 
bewirtschaftet werden. Daher wird die gesamte Plangebietsfläche zukünftig als 
„Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt. 

 

2.2 Erschließung 

  Nördlich und östlich des Plangebietes verläuft die Landesstraße L 306. Sie sichert 
eine gute Erschließung in Richtung Plön und Ahrensbök und dort an die anschließen-
den übergeordneten Straßen.  

 Sarau wird von der Buslinie 5515 angefahren und ist damit auch per ÖPNV erreich-
bar.  

  Das Plangebiet selbst liegt im Nordwesten von Sarau. Es ist erschlossen  

 im Westen von der Enge Straße, 

 im Osten von der Dorfstraße und 

 im Süden vom Hökerstieg. 

 Somit ist das Plangebiet gut an das regionale Verkehrsnetz angeschlossen. 
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2.3 Grünplanung 

2.3.1 Begründung der grünordnerischen Darstellungen  

 Die Planung beinhaltet keine grünordnerischen Darstellungen. 

 

2.3.2 Eingriff und Ausgleich 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

 

2.4 Kinderfreundlichkeit in der Bauleitplanung 

 Das Plangebiet liegt zentral in Sarau. Spielmöglichkeiten für Kinder sind im Ort aus-
reichend vorhanden. Das Baugebiet ist fußläufig gut erschlossen. So können diese 
über zentrale Straßen und Wege sicher erreicht werden.  

 

 

3. EMISSIONEN UND IMMISSIONEN 

3.1 Emissionen  

 In diesem Punkt werden die Emissionen untersucht, die aufgrund dieser Planung zu-
sätzlich verursacht werden und als Störfaktoren in die Umwelt ausgetragen werden 
können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder umweltgefährdende chemische 
Stoffe, Schallemission (Lärm), Lichtemission, Strahlung oder Erschütterungen: 

  Im Plangebiet und in seiner Umgebung befinden sich weder landwirtschaftliche noch 
gewerbliche Betriebe, die wesentliche Emissionen, Strahlung oder Erschütterungen 
produzieren. Auch sind keine geplant.  

 

 Die Planung verursacht Verkehrsbewegungen von 30 Haushalten mehr, als diese 
bisher vorhanden sind. Bei 3 Verkehrsbewegungen im Mittel pro Tag sind das 180 
Verkehrsbewegungen am Tag mehr, bzw. ca. 8 Verkehrsbewegungen im Durch-
schnitt (= relevanter Faktor in der Bauleitplanung nach der DIN 18005 „Schallschutz 
im Städtebau“) pro Stunde, die sich so zukünftig im Ort verteilen. Dadurch, dass diese 
8 Pkw´s/Stunde sich über drei Zufahrten in 4 Richtungen aus dem Baugebiet heraus 
verteilen, ist die Mehrbelastung dieses Baugebietes auf die Umgebung kaum erfass-
bar. Zudem wird der städtebaulichen Entwicklung des Ortes Vorrang gegeben vor der 
Erhaltung einer absoluten Wohnruhe. Daher werden die geringen Steigerungen der 
Emissionen, die aus diesem Mehrverkehr beruhen, als städtebaulich vertretbar gese-
hen.  

 

 



 

 

 
Seite 12 von 19 
 
Plan:             7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Glasau 
Verfahren:    nach § 2, § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
Stand:           29.11.2025 
 

 

3.2 Immissionen  

 In diesem Punkt werden die Immissionen untersucht, die als Störfaktoren aus der 
Umwelt auf das Plangebiet wirken können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder 
umweltgefährdende chemische Stoffe, Schallimmission (Lärm), Lichtimmission, 
Strahlung oder Erschütterungen: 

 

Landesstraße L 306: 

 Der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung 
Lübeck, teilte mit, dass im Rahmen der Verkehrszählung 2010 an der L 306 – an der 
Zählstelle 0078 - zwischen Glasau und Barghorst ca. 2.228 Kfz/24h gezählt worden 
sind. Aus der Zählung des Jahres geht hervor, dass die Verkehrsmengen auf der 
L 306 um knapp 5 % gewachsen ist. Daher wird bei der Lärmprognose von einem 
Wachstumsfaktor von 20 % für die nächsten 20 Jahre ausgegangen. Daraus resultiert 
eine Verkehrsmenge von 2.674 Kfz/24h. Die Fahrbahnmitte der L 306 liegt 53 m ent-
fernt von der nächsten überbaubaren Grundstücksfläche.   

  Die Verkehrsmenge M beträgt:  tags  2.674 x 0,06   = 161 Kfz/h 
    nachts 2.674 x 0,008 =   22 Kfz/h 

 tags nachts 
Verkehrsstärke 161 Kfz/h 22 Kfz/h 
Lkw-Anteil 5 % 6 % 
Steigung 0 m 0 m 
Oberfläche  - 0,5 dB  - 0,5 dB 
Geschwindigkeit 50 km/h 50 km/h 
Ampel/Kreuzung 0,00 dB 0,00 dB 
Abstand 53 m 53 m 
Höhe 0 m  0 m 
Orientierungswerte für WA-Gebietes 55,00 dB 45,00 dB 
Mittelungspegel > 41,2 dB > 30,2 dB 

 Die zulässigen Orientierungswerte für das Allgemeine Wohngebiet werden somit tags 
und nachts nicht überschritten. Somit ist kein Schutz erforderlich, um die Wohn- und 
Arbeitsruhe zu sichern. 

 

Busunternehmen auf dem nordöstlich angrenzenden Flurstück 322: 

 Nordwestlich des Plangebietes besteht ein Busunternehmen. Es liegt in einem Ge-
biet, welches von seiner Struktur als „Mischgebiet“ nach § 6 BauNVO einzustufen ist. 
Im Plangebiet sind 5 dB weniger zulässig. Gegen ein Nebeneinander von Baugebie-
ten mit 5 dB Unterschied bestehen planerisch keine Bedenken.   
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4. VER- UND ENTSORGUNG  

4.1 Stromversorgung 

 Die Versorgung mit elektrischer Energie wird durch die Schleswig-Holstein Netz AG 
vorgenommen.  

 

4.2 Wasserver- und –entsorgung 

 Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser erfolgt durch den Zweckverband 
Ostholstein.  

 Die Schmutz- und Regenwasserentsorgung erfolgt durch die Gemeinde selbst, und 
zwar über ein Mischwassersystem. Gemäß dem genannten Bodengutachten vom 
22.09.2016 vom Büro „Baukontor Dümcke GmbH“ aus Lübeck ist eine Versickerung 
nicht möglich. Zwischenzeitlich wurde für die Gemeinde ein „Generalentwässerungs-
plan -Mischwasser“ vom Büro GSP Ingenieurgesellschaft mbH, Bad Oldesloe, mit 
Stand Mai 2022, erstellt. Dieses kommt unter Punkt 5 zu folgendem Ergebnis: 

  „5 Planungsstand B-Plan Nr. 6 

  Die bisherige Planung des B-Plan Nr. 6 sieht im Geltungsbereich insgesamt 
20 Grundstücke mit 21 Wohngebäuden vor. Zusätzlich ist im Südwesten des 
Plangebietes ein Regenrückhaltebecken geplant. 

  Im Gegensatz zu den übrigen Flächen der Gemeinde soll das Plangebiet über 
eine Trennkanalisation entwässert werden. Dazu werden im Bereich der 
Straße des Höckersieg die parallel verlaufenden Mischwasserkanäle aufge-
nommen und die bestehenden Gebäude an eine neu herzustellende Trennka-
nalisation angeschlossen. Analog hierzu ist der Mischwasserkanal in der 
Straße „Enge Straße" auszubauen und durch jeweils einen Regen- und 
Schmutzwasserkanal zu ersetzten. 

  6 Handlungsempfehlungen 

  (…) Unter der Voraussetzung das diese potentielle Fläche für den Bau eines 
Regenrückhaltebeckens zur Verfügung gestellt werden könnte, könnte auf ein 
weiteres Regenrückhaltebecken im Geltungsbereich des B-Plan Nr. 6 verzich-
tet werden. Der Vorteil bestünde darin, dass die Fläche mit einer Größe von 
ca. 2567 m² für weitere Wohnbebauungen zur Verfügung gestellt werden 
könnte. Bei der Dimensionierung des Regenrückhaltebeckens an der Glasau 
sollten alle Flächen Berücksichtigung finden, für die ein Umbau von dem 
Mischsystem hin zu einem Trennsystem mit Blick auf die Zukunft und aus wirt-
schaftlicher Sicht sinnvoll wäre. (…)“ 

 Da die besagte „potentielle“ Fläche für den Bau eines Regenrückhaltebeckens zur 
Verfügung steht, kann auf den Bau eines Regenrückhaltebeckens im Plangebiet ver-
zichtet werden. Stattdessen erfolgt eine Regenentwässerung gemäß den Vorgaben 
des g. „Generalentwässerungsplanes-Mischwasser“. 

 Im Übrigen wird auf die Bekanntmachung der Minister für Umwelt, Natur und Forsten 
des Landes Schleswig-Holstein „Technische Bestimmungen zum Bau und Betrieb 
von Anlagen zur Regenwasserbehandlung bei Trennkanalisation“ (siehe Amtsblatt für 
S-H Nr. 50 S 829 ff) hingewiesen. 
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4.3 Löschwasserversorgung 

 Den abwehrenden Brandschutz in der Gemeinde Glasau gewährleisten die "Freiwil-
lige Feuerwehr Glasau".  

 Gemäß dem § 2 des Brandschutzgesetzes ist bei den angestrebten Nutzungen ein 
Löschwasserbedarf bei Gebäuden bis zu einer Geschossflächenzahl von 0,7 von 
48 m³/h innerhalb von 2 h abzusichern. In diesem Fall beträgt die höchste Geschoss-
flächenzahl 0,6. Das Plangebiet kann an das vorhandene Trinkwasserrohrnetz ange-
schlossen werden, welche im Regelfall einen Mindestdruck von 48 m³/h aufweist.  

 Nach Prüfung der örtlichen Feuerwehr vom 24.07.2016 kann festgestellt werden, 
dass von einer Löschwasserversorgung von 1.000 l/min bei einem Eingangsdruck 
von 8 bar auszugehen bzw. von einer Löschwasserversorgung von 60 m³/h ausge-
gangen werden kann, wenn im Plangebiet Wasserleitungen mit einem Durchmesser 
von 100 mm verbaut werden. Diese Situation begründet sich aus der Nähe zum Was-
serturm Ahrensbök, der ca. 80 m höher liegt als das Baugebiet. 

 

4.4 Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Wegezweckverband der Gemeinden des Krei-
ses Segeberg.  

 

4.5 Gasversorgung 

 Die Gasversorgung wird durch den Zweckverband Ostholstein vorgenommen.   

 

4.6 Glasfaser / Breitband 

 Der Wege-Zweckverband, Stadtwerke Neumünster (SWN), unterhält das Glasfaser- 
bzw. Breitbandnetz in der Gemeinde. Der Anschluss in das Baugebiet wird erfolgen.  

 

 

5. HINWEISE  

5.1 Bodenschutz 

 Vorsorge gegen schädliche Bodenveränderungen: Gemäß § 7 Bundesbodenschutz-
gesetz sind schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden oder zu minimieren. Ins-
besondere sind Bodenversiegelungen, und Bodenverdichtungen auf das notwendige 
Maß zu beschränken. Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrichtungen 
(Baustraßen, Lageplätze u. ä.) ist möglichst gering zu halten. Bei der Anlage von 
Baustraßen sollte die Möglichkeit der Teilversiegelung genutzt werden. Nach Ab-
schluss der Baumaßnahmen ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes 



 

 

 
Seite 15 von 19 
 
Plan:             7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Glasau 
Verfahren:    nach § 2, § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
Stand:           29.11.2025 
 

 

der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachge-
recht durchzuführen (z. B. Bodenlockerung). 

 Umgang mit dem Boden: Zur Verminderung der baubedingten Wirkungen auf das 
Schutzgut Boden hat eine fachgerechte Sicherung und eine sinnvolle Verwendung 
des abgetragenen Oberbodens unter Beachtung der bodenschutzrechtlichen Vorga-
ben (insbesondere § 5 BBodSchG i. V. mit § 12 BBodSchV) zu erfolgen. Die DIN 
19731 und 18915 finden Anwendung. Es ist zweckmäßig und fachgerecht, beim Ab- 
und Auftrag von Boden die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden, Unterboden 
und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer weiteren 
Nutzung zuzuführen bzw. naturnahe Standortverhältnisse zu erhalten oder wieder-
herzustellen. Die Bodenart des Auffüllmaterials (z. B. bei der Geländemodellierung) 
sollte möglichst der Hauptbodenart des anstehenden Bodens entsprechen.  

 Falls weitere Bodenarbeiten durchzuführen sind, ist in der Projektphase zu prüfen, ob 
die Notwendigkeit für ein Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 besteht. 

  Falls Metallträger in grundwassergeprägte Bereiche eingebracht werden, ist zu prü-
fen, ob ggf. andere Materialien (z. B. unverzinkter Stahl, Edelstahl o.ä.) oder andere 
Gründungsverfahren zu verwenden sind, um eine Gefährdung von natürlichen Or-
ganismen im Grundwasser auszuschließen. 

  Beurteilungsgrundlage ist die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von 
mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke [Ersatzbaustoffverord-
nung – ErsatzbaustoffV vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186)]. 

 

5.2 Altlasten 

 Meldung schädlicher Bodenveränderungen: Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- 
und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schäd-
lichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren Bodenschutzbehörde 
mitzuteilen.  

 Durch die Hanseatische Umwelt-Kontor GmbH wurde am 21. Juni 2018 (Projektnum-
mer 2018048) eine Oberbodenbeprobung erstellt. Dieses kam unter Punkt 8 zu fol-
gendem Ergebnis (siehe Anlage 2): 

  „8 Handlungsbedarf 

  Sowohl eine Nutzung als Wohngebiet mit Nutzgärten als auch die planungs-
rechtlich mögliche sensiblere Nutzung als Kinderspielfläche ist im Bereich der 
hier beprobten Oberböden OB 1 bis OB 5 ohne Einschränkungen möglich. 

  Bezüglich des Wirkungspfades Boden - Nutzpflanze (Nutzgärten) werden 
keine Prüfwertüberschreitung festgestellt, so dass eine zukünftige Umgestal-
tung der Untersuchungsflächen OB 1 bis OB 5 als Nutzgärten ebenfalls ohne 
Einschränkungen möglich ist. Im Zuge des Bodenaustausches ist die abfall-
rechtliche Relevanz der tiefer liegenden Auffüllungen zu berücksichtigen, da 
diese mit einem LAGA Zuordnungswert von bis zu Z 1 (Lit. 2, 5) bestimmt 
wurde. Eine vollständige Deklaration im Zuge von Bodenbewegungen wird 
aus gutachterlicher Sicht in diesen Fällen empfohlen. Des Weiteren sollte Er-
satzmaterial für abzufahrende Böden den Anforderungen der BBodSchV im 
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Hinblick auf die Schaffung gesunder Wohnverhältnisse entsprechen und da-
nach die Vorsorgewerte der BBodSchV einhalten. 

  Da im Rahmen der Baumaßnahmen von umfassenden Bodenbewegungen 
auszugehen ist und die Auffüllung bis in Tiefen von 2 m u. GOK reicht, sind 
Umlagerungen tieferer Bodenmaterialien an die Oberfläche zu vermeiden. Bei 
Ausbau um Umlagerung des Oberbodens außer- halb des B-Plan Geltungs-
bereiches ist für die Bereiche der Oberböden OB 3 und OB 5 eine Verwertung 
aufgrund der Überschreitungen von Vorsorgewerten nur eingeschränkt mög-
lich.“   

 Es wurde ein weiteres Gutachten durch den Sachverständigen Ring Bad Schwartau 
vom 11.07.2019 (Gutachtennummer 1905119) erstellt, dieses hat ein größeres Ge-
biet auf Altlasten untersucht. Dieses kam unter Punkt 8 zu folgendem Ergebnis (siehe 
Anlage 3): 

  „6. Zusammenfassung 

  Die Gemeinde Glasau beschäftigt sich zurzeit mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 6 für das Gebiet "OT Sarau", nördlich der Straße Hökerstieg, 
südlich der Plöner Straße, östlich der Enge Straße und westlich der Dorf-
straße. Nachdem sich die Gemeinde dazu entschlossen hat, einen weiteren 
Teil der Fläche einer Wohnbebauung zuzuführen sollte auf Forderung der Un-
teren Bodenschutzbehörde des Kreises Segeberg das mögliche Gefähr-
dungspotential für die Schutzgüter gern. BBodSchG für die im angrenzenden 
B- Plan-Gebiet geplanten Nutzungen im Rahmen orientierender Untersuchun-
gen zu ermittelt werden. Der Sachverständigen-Ring wurde beauftragt, die ori-
entierenden Untersuchungen durchzuführen. 

  Hierzu wurden nach Abstimmung eines Untersuchungskonzeptes mit der zu-
ständigen Behörde Oberbodenmischproben und Grundwasserproben ent-
nommen und auf relevante Schadstoffe analysiert. 

  Auf Grundlage der durchgeführten Gefährdungsabschätzung konnten keine 
Hinweise auf das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bun-
des-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) § 2 Abs. 3 im Untersuchungsbereich (= 
Erweiterungsgebiet Bebauungsplan) ermittelt werden. Damit ist eine Gefähr-
dung über den Wirkungspfad Boden-Mensch und Boden - Grundwasser be-
zogen auf die geplante wohnbauliche Nutzung auszuschließen. 

  Es konnte der Nachweis erbracht werden, dass gesunden Wohn- und Arbeits-
verhältnisse im Erweiterungsgebiet des Bebauungsplanes vorliegen.“ 

 

5.3 Abfall 

 Mit der Neufassung der BBodSchV (Artikel 2 der Mantelverordnung, BGBl. 2021 Teil 
I, S. 2716) ist das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden neu 
geregelt. Für Genehmigungen und Zulassungen ab dem 1. August 2023 gilt die no-
vellierte BBodSchV uneingeschränkt. 

 Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeri-
ums für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein im 
Jahr 2023.  
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 Beurteilungsgrundlage ist auch hier die Verordnung über Anforderungen an den Ein-
bau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke [Ersatzbaustoffver-
ordnung – ErsatzbaustoffV vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186)]. 

 Sofern für die Baustraßen und -wege Recycling-Material verwendet wird, ist aus-
schließlich solches zu verwenden, dass der Einbauklasse Z1.1 (LAGA M20) ent-
spricht. 

 Zudem ist die Verwendung von Asphaltrecycling im offenen Einbau zu vermeiden. 
Alle anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen.  

 

5.4 Archäologie 

 Das Plangebiet befindet sich im Umgebungsbereich der als Denkmal eingetragenen 
Kirche mit Kirchhof und Kirchmauer (200 m südwestlich zur ersten geplanten Bebau-
ung) sowie zum Gut Glasau mit diversen denkmalgeschützten Gebäuden (600 m süd-
lich zur ersten geplanten Bebauung). 

 Aufgrund der festgesetzten maximalen Zweigeschossigkeit mit einer Firsthöhe von 
9 m über EGF im entfernteren WA-Gebiet, der räumlichen Entfernung zu den Denk-
malen allgemein und der Sichteingrenzung zur Kirche durch die Anlage eines Knicks 
bestehen denkmalrechtlich keine Bedenken. 

 

 Bisher sind keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale durch die Um-
setzung der vorliegenden Planung festgestellt worden. 

 Im Nahbereich sind jedoch archäologische Fundplätze bekannt, die nach § 1 DSchG 
in die Archäologische Landesaufnahme eingetragen sind. Auf der überplanten Fläche 
sind daher archäologische Funde möglich. 

 Es wird auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat 
dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe-
hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Ei-
gentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, 
die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kul-
turdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Ver-
pflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

 Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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6. UMWELTBERICHT GEMÄß § 2 ABS. 4 UND § 2 A SATZ 2 NR. 2 BAUGB 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

 

 

7. STÄDTEBAULICHE DATEN 

7.1 Flächenbilanz 

 Das Plangebiet umfasst ca. 22.990 m² (2,3 ha). 

 

7.2 Bauliche Nutzung 

 Bei den geplanten Grundstücksgrößen sind 24 Gebäude zulässig. Davon können in 
18 Gebäuden nur eine Wohnung und 6 Gebäude zwei Wohnungen entstehen. Das 
sind insgesamt 30 Wohnungen. 

 Somit bleibt für Glasau – nach der vollständigen Bebauung des Plangebietes, noch 
ein Entwicklungsrahmen bis zum Jahr 2036 von (43 WE – 30 WE =) 13 Wohneinhei-
ten. 

 

 

8. KOSTEN FÜR DIE GEMEINDE 

 Durch die Planung entstehen der Gemeinde Planungskosten. 
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9. VERFAHRENSVERMERK 

 Die Gemeindevertretung der Gemeinde Glasau hat die Planzeichnung zur 7. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes mit seiner Begründung mit Umweltbericht am 
………………. gebilligt. 

 

 

 

 

                                                                        Siegel     

 

                                         

Gemeinde Glasau,                                                  (Thomas Gerber) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 Die zusammenfassende Erklärung liegt seitdem …………………… vor.  

Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde am ………………………...., Az.: 
………………………………………………, wirksam.   

   
   

 


